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I m N a m e n d e 5 V o l k e 8

In Sachen

VeriiünCi—et 10 °°U0...00‘°9.0000CO....OOOUIIOOl°‘°DIOODOOOOODO

am 21„ November 1961 2° „..„„o......„.„.„„„„...„..........‚„o„„„„.„o

Kläger und RevisionsklägerY

g e g e n

Beklagte und Revision5ceklagte9

9.35322C"122i
loüeooooocnnconoo-noooooooo-ocoonooooooooaooouou

20
oec-oo.uolnnoncoao.coat.oo.oooooonoooouuaoeoa

hat der 3„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 21° November 1961, an der

mitgewirkt haben

Senats;räsident Profollro b o g 8
als Vorsitzender?

die Bundesrichter R i c h t er und

Dr° L a n g k e i t

sowie die Bundessozialrichter Dr° L e n h a r d t

und B l u m
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

ÄUf die Revision der Kläger wird das Urteil des
Landessozialgerichts Niedersachsen vom 8 Januar
1957 aufgehobeno

Die berufung der Beklagten gegen das Urteil des
Sozialgerichts Osnabrück vom 24. April 1956 wird
zurückgewieseno

.. Die Beklagte hat den Klägern die außergerichtli—
'.3 chen Kosten des Rechtsstreits zu erstatten°

V o n. R e c h t s w e g e no
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Der Kläger K„ ist Inhaber einer kaufmännischen Privatschuleo

In dieser Schule ist die Klägerin E. als Lehrerin beschäf—

'-tigt; sie verdiente monatlich im Durchschnitt 550‚— DM°

Außerdem erhalt Frau E„ als Beamtenwitwe Hinterbliebenenbe—

züge° Sie hat drei eheliche Kinder„ “1

nuf ihren Antrag wurde sie durch Bescheid der beklagten Krane

'kenkasse vom 3° Juni 1954 nach 9 173 Reichsversicherungsord—

nung (EVO) von der Versicherungspflicht vom 1° Mai 1954 an
‘befreit„ Die beklagte Krankenkasse nahm die Befreiung von

der Versichérungspflicht mit Wirkung vom 1° Februar 1955

‘ mit der Begründung zurück‚ Frau E. sei zu Unrecht von der

.Versicherungspflicht befreit worden, da ihr nicht Anwart—

schaft auf Hinterbliebenenversorgung gewährleistet sei (Qe:_
;4gghgié_gggijé;_Egbrygr_jgäél; Der Widerspruch der Kläger wur—

de von der Wider5pruchsstelle der beklagten Krankenkasse
zu—

rückgewiesen <Eäsasrrseésässsbs■-ren..19:. £»p£'_i_l„1.925)„
Auf die Klage hin hat das Sozialgericht (SG) Osnabrück mit
Urteil Vom 24; April 1956 die Bescheide der beklagten Kran—

kenkassé Vom 16“ Februar und 18° April 1955 aufgehoben und
festgestellt, daß die Klägerin vom 1. Februar 1955 an nicht

der 002iélver3icherung5pflicht unterliegt (d.h„ auch über

den 51° Januar 1955 hinaus versicherungsfrei bleibt)„ Nach
'i'Auffassung des SG durfte der Befreiungsbescheid als begün—

stigender Verwaltungsakt nicht zurückgenommen werdeno Außer—

dem sei die Befreiung von der VersicherungSpflicht zu Recht

ausgeSprochen° “

Gegen dieses Urteil hat die beklagte Krankenkasse Berufung

eingelegt mit dem Antrag;}

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die.

Klageab'zuweisen° '
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Sie widerholte im wesentlichen ihre bisherige Begründung, daß

die Befreiung von der Versicherungspflioht seinerzeit zu Un—

recht erfolgt sei unddahermit rückwirkenderKraft habezu—
rückgenommen werden dürfen°

Die Kläger beten um

Ä Zurückweisung der Berufung°

Sie hielten daran fest, daß Frau E. zu Recht von der Versiche—rf>
rungspflicht befreit worden sei und jedenfalls eine einmal aus-'}.

gesprochene Befreiung bei gleicher Sach— und Rechtslage nicht
tlzurückgenommen werden dürfe°

Die beigeladene Bundesversicherungsanstalt für Angestellte

(BfA) trat der Auffassung der Kläger bei, daß die Befreiung

von der Versioherungspflicht rechtmäßig erfolgt sei°

'Das Landessozialgericht (LSG) Celle hat der Berufung Stattge—

“geben und unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die Klage
Aabgewiesen; die Revision wurde zugelassen (Urteil vom 8, Januar.

‚1957)„ Nach Auffassungdes LSG ist die Klägerin E- zu Unrecht _

von der Versicherungspflicht befreit worden, weil ihr nicht

Anwartschaft auf Hinterbliebenenversorgung gewährleistet sei°

Der fehlerhafte Befreiungsbescheid habe aber mit Wirkung für

die Zukunft zurückgenom■en werden können° Aus 9 173 Abs° 3

RVG, wonach die Befreiung zu widerrufen sei, sobald ihre Vor—

aussetzungen nieht mehr vorlägen, könne nicht gefolgert werden?
daß ein Widerruf nur bei Wegfall früher gegebener Vorausset—’

zungen, nicht aber bei Änderung der Rechtsauffassung möglich
Sei; Diese Vorschrift sei vielmehr nursAusdruck desdauchaimiübri=

gen VerWaltungsrecht geltenden allgemeinen Rechtsgedankens,_

daß rechtswidrige Verwaltungsakte jederzeit zurückgenommen

werden könnten!: ‘
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Gegen dieses Urteil haben die Kläger nevision eingelegt

mit dem Antrag,

‚das angefochtene Urteil aufzuheben und das Urteil

des SG wiederherzustellen°

Die Kläger sind der Auffassung, daß der Befreiungsbéscheid

„'der beklagten Krankenkasse zu neoht erganien sei, Sie sind

"ferner
—zum Unterschied von der BfA —der_Meinung, daß der

Befreiungsbescheid, wäre er fehlerhaft ergangen, mangels

U einer Änuerung in der Sach— und Rechtslage nicht hätte zu—
;"rückgenommen werden dürfen„

Die beklagte Krankenkasse hat um

Zurückweisung der Revision

gebeten° Sie beruft sich auf ihr bisheriges Vorbringenc

Die beigeladene Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung uno
Arbeitslosenversicherung (BfArb) und die BfA haben keine

Anträge gestellt. Die ßfArb halt den Befreiungsbescheid

für rechtswidrig. Die BfA ist der Auffassung, ein Befreiungs—

bescheid könne, falls er von vornherein fehlerhaft gewesen '

sei, mindestens mit Wirkung für die zukunft zurückgenommen

werden„

II

hie Revisionen sind begründet°

Zwar kann den Revisionsklägern darin nicht beigepflichtet

werden, daß die Klägerin Frau E. zu Recht nach % 173 EVO
von der Versicherungspflicht befreit WOrden sei,und die

beklagte Krankenkasse schon deshalb ihren befreiungsbescheid

nicht hätte zurücknehmen dürfen° Als Beamtenwitwe, der nicht

- 5 l
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‚Anwartschaft auf hinterbliebenenversorgung gewährleistet war9

hatte Frau E° keinen Anspruch auf Befreiung von der Versiche—

rungspflicht (Urteil des erkennenden Senats vom 27° April 1961

— 3 BK 62/57 — in BoG 149 185 = SozR EVO 9 173 Bl„ Aa 1)° Die

beklagte Krankenkasse durfte jedoch den Befreiungsbescheid

trotz seiner Rechtswidrigkeit nicht zurücknehmen°

Der Bescheid9 durch den die Krankenkasse den Versicherten auf

seinen Antrag von der Versicherungspflicht befreit (@ 173

Abs„ 1 und 2 EVO), ist — entgegen der Annahme der beigelade—

_nen BfA — ein begänstigender Verwaltungsakto ZWar trägt —
worauf die beigeladene BfA mit Recht hingewiesen hat — der

Verwaltungsakt, den die Krankenkasse als Einzugsstelle nach

dem jetzt geltenden @ 1399 Abs„ } EVO über die Versicherungs—
rflicht oder —freiheit von Amts wegen erläßt‚ einen Misch-

oharakter° Wird dneh_einen solchen Verwaltungsakt die Versi—

cherungSpflicht festgestellt, so werden damit zugleich Pflich—

ten und Rechte begründet; der Verwaltungsakt ist teils begün—

stigender, teils belastender Natur° Der BfA ist darin zuzu—

stimmen‚ daß in solchen Fällen grundsätzlich weder_eine ob—

jektive — in der Praxis mit vielen Unsicherheitsfaktoren be—

glastete — Interessenabwagung noch gar die subJektive Vorstel—

lung der Beteiligten darüber entscheiden kann, ob im Ender—

gebnis ein überwiegend begünstigender oder belastender Ver—

waltungsakt vorliegt° Anders steht es mit den berechtigungen?

die nur auf Antrag verliehen werden° Hier ist der Antrag Aus—

druck der Diep03tionsbefugnis des Berechtigteno Im Vorder—

grund steht nach der Wahl? die der Berechtigte durch seine

Antragstellung getroffen hat, die erstrebte Berechtigung

ouer — was auf dasselbe herauskommt — die Befreiung von einer

Last; die mit der Begründung der Rechtsstellung verbundene

Pflichtenübernahme tritt demgegenüber zurück° Im Sinne dieses
Gedankens bezeichnet 9 173 RVG daher die auf Antrag zu gewäh—

_ 6 -
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“_i

rende Rechtsstellung als "Befreiung” von der Versicherungs—

pflicht. Einfu■cher Befreiungsbescheid ist daher seiner

Natur nach ein begünstigender Verwaltungsakt (ebenso Hau— 1

, eisen in NJW 1960 S° 1497 f; Weber, Die Beiträge 1960 S°

193,195),
‘ Nach Auffassung der Kläger kann der Befreiungsbesoheid

—

;
als begünstigender Verwaltungsakt — nur unter den Voraus—

i.setzungen des 5 173 Abs° 3 BVG "widerrufen" werden, wenn
also die Voraussetzungen für eine Befreiung "nicht mehr“ vor-

7 liegen, mithin eine Änderung der Sach— oder Rechtslage nach
Erlaß des Befreiungsbescheides eingetreten ist; eine Rück;

> nahme des Befreiungsbescheids im Sinne der Aufhebung eines-

’von vornherein fehlerhaften Verwaltungsaktes sei überhaupt

? nicht möglich, Wäre diese Meinung richtig, so müßte der
■Klage schon aus diesem Grunde stattgegeben werden; denn die

.Voraussetzungen für einen Widerruf des Befreiungsbescheids

_nach 3 173 Abs. 3 RVO sind im vorliegenden Fall nicht gege—
*ben„ Diese Vorschrift, wonach die Krankenkasse die Befreiung

J„widerruft, "sobald ihre Voraussetzungen nicht mehr vorlie—

gen", regelt
—ähnlich dem@1293 RVOaF = 9 1286 Abso 1

gSatz 1 EVO nF — den Fall, daß sich die Verhältnisse, die die

Grundlage des Befreiungsbescheides gewesen sind, geändert

haben, Sie ist aber nicht anwendbar, wenn es um die Frage

'geht, ob ein wegen Rechtsirrtums fehlerhaft ergangener Be—

freiungsbescheid bei unveränderter Säch— und Rechtslage zu—
rückgenommen werden kann (vgl° auch Weber, Die Beiträge

1960 s„ 193, 199)«

Im Gegensatz zu den Klägern ist das LSG davon ausgegangen,
daß von vornherein fehlerhafte befreiungsbescheide jeden—

falls mit Wirkung für die Zukunft zurückgenommen werden könn—

ten, weil die Frage, ob Versicherungspflicht oder —freiheit

bestehe, sich allein nach den zwingenden Normen des Sozial—

".7'

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


versicherungsrechts richteo Zur Stütze seiner Ansicht beruft

sich das LbG auf die Rechtsprechung des Reichsversicherungs—

amts (BVA), wonach der Versicherungsträger seine Rechtsan—

sicht zur Frage der Vershherung3pflicht oder —freiheit eines

Beschäftigungsverhältnisses grundsätzlich jederzeit ändern

konnte und allenfalls — in der Krankenversicherung und in

der Arbeitslosenversicherung — nach dem Grundsatz von Treu

und Glauben daran gehindert war, seitrage naghzuerheben
(BVA in Grundsäntsch@Nr° 2527 in AN 1917 S0 396, Grundeo

Entsch„ Nr° 5054 in AN 1937 S° 73, GrundsoEntsch„ Nro 5278 in

AN 1939 s 154 und Grundso Entscho Nr:, 5547 in AN 1946 3.335,30
Lech dieser Auffassung_gibt es im ägitrggsrecht der Soziale

versicherung — abgesehen von 5 1445 Abs° 2 EVO aF (= 5 1423

Abs° 3 EVO nF) — keine materiell bindenden Verwaltungsakte
(vo Altrock, Wege zur Sozialversicherung 1954 SO 1, 6 und

Koch—Hartmann, AVG 2° Aufl° Anm° ? I 1 zu @ 204; vgl„ auch
LSG Nordrhein—Westfalen in ßreithaupt 1956 S„ 1029, 1031)°

Bei der Frage‚ ob und gegebenenfalls mit welchen Einschrän—

kungen die angeführten Grundsätze auch nach Inkrafttreten des
SoZialgerichtsgesetzes (SGG) gelten, darf jedoch zweierlei

nicht übersehen werden„ Nach altem Recht (@ 405 Abs° 2 RVO aF)

konnten die beteiligten einen “Streit über das Versicherungse

verhältnis oder über die Verpflichtung, Beiträge zu leisten‚

einzuzahlen Oder zurückzuzahlen", jederzeit an das Versiche—

rungsamt herantragen; es war hiernach ausgeschlossen9 daß

ein neitragsbescheid unanfechtbar wurde, was aber Vorausset—

zung einer materiellen Bindungswirkung ist (vgl„ @ 77 SGG)°

Außerdem lag der Sachverhalt in den zitierten Entscheidungen

— soweit er aus der gekürzten Wiedergabe ersichtlich ist —
so, daß der Versicherungsträger — meist die Krankenkasse als

Einzugsstelle — auf die richtige Sachdarstellung des Arbeit—

gebers hin eine unrichtige Auskunft erteilt oder auch nur von

ier Einhebuhg von beiträgen abgesehen hatte, ohne daß eine

"Entscheidung“ über die Versicherungspflicht oder Beitrags-

_ 8 _
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pflicht(vgl° % 1399 Abs„ 3 EVO} vorgelegen hätte° aus die-

sen Gründen geben die zitierten Entscheidungen nichts für .
den Fall her, daß nach Inkrafttreten des SGG ein unanfecht—

bar gewordener Verwaltungsakt über die Befreiung von der

_VersicherungSpflicht vorliegt„

‚Mit größerem hecht hätte in diesem Zusammenhang für die auf—}

fassuhg des rec die Grunas„rntsch„ Nr° 2783(AN1924s„ 34„ :
35) angeführt werden können‚ in der das BVA ausge5prochen

hatte‚ für bindende Anerkenntnisse hinsichtlich der Ver—
‘* neinung der Versicherungäfeiheit sei unter der Herrschaft
3_ der auch für die Angestellfehversicherung geltenden öffent—

lich£rechtlichen Zwengsversicherung grundsätzlich kein

Raum, weil das Versicherungsverhältnis beim Vorliegen der

gesetzlichen Voraussetzungen kraft Gesetzes unabhängig vom

Willen der Beteiligten begründet werde; denn damit wird der

Vorrang der Verpflichtung der Verwaltung zu einem den ma—
teriell—rechtlichen Vorschriften über VersicherungSpflicht

‘é_und —freiheit ent3prechenden "gesetzmäßige■" Handeln gegen— —
über Bindungswirkungen ausge3proohen9 die sich aus einem

Anerkenntnis der Versicherungsfreiheit ergeben könnten„ In—V

1% dessen berücksichtigt diese Auffassung nicht den entschei—

denden Wandel, der sich mit dem Inkrafttreten des SGG voll—

zogen hat„ Die Gesetzmäßigkeit des Handelns der Verwaltung
erfordert nunmehr in den von 5 77 oGG erfaßten hechtsberei—

(.chen auch die.Beachtung der umfassenden Eindungswirkungt

„ die diese Vorschrift dem unanfechtbar gewordenen Verwal—

tungsakt zusprichto Gesetzmäßigkeit der Verwaltung heißt
somit nicht mehr Verwirklichung der materiellen Gerechtig—

\ keit um jeden Preis (5VerwG vom 7„ Dezember 1960 in DVB]
1961 8° 380; 381); sie bedeutet vielmehr im Rechtsstaat

«rauch Wahrung des Rechtsfriedens und Förderung der dechtssi—

t cherheit (Vgi° Erning in DVBl1960s, 188, 191). 5 77 sec
_läßt klar erkennen, daß im Falle des Irrtums der Verwaltung

,y-_9_
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nei Erlaß ihres unanfechtbar gew01denen Verwaltungsakts der

Gedanke der nechtssicherheit, die dem uChütZ des Vertrauens

der Bürger auf den Bestand behördlicher Entscheidungen dient9
entscheidend ist (vglt BVerwG aaO)° Das SpannungsVefhältnisQ

zwischen der Verpflichtung der Verwaltung zu einem dem materiel—

len necht ent3preohenden — in diesem Sinn "gesetzmäßigén"
—

Handeln und der Rechtssicherheit löst % 77 SGG bei den Verwal—

tungsakten, die im Streitfall der Beurteilung durch die So—

zialgerichtsbarkeit unterliegen, im Sinne ihrer hechtsbestan—

digkeit° Hier ist die Rücknahme Lehlerhafter Verwaltungsakte

,
grundsätzlich ausgeschlossen (so schon der 10 Senat in BSG 2,

188‚ 190 f)„

_Bei der nunmehr allein entscheidenden Frage, ob ”durch Gesetz"

(& 77 bGG am Schluß) Ausnahmen von der Bindungswirkung nicht

mehr anfechtbarér Verwaltungsakte bestimmt sind, wendet der 11°

henat des Bundessozialgerichts (BSG) in Krisgsopfersachen für

»uegrenzte Zeiten (nämlich für die Zeit vor Inkrafttreten des

Verwaltungsverfahrensgesetzes «($; April 19525— und‚ soweit

es sich um die ehemalige britische Zone handelt, nach Außer—

krei‘tsetzung der man 26 der bVANr., 11 \(f-3MDezember195g?-)
die Grundsätze des allbemeinen Verwaltungsrechts über die Rück—

nahme fehlerhafter begünstigender Verwaltungsakte
an (vglo

DSG 7‚ 8‚ 16; 8‚ 11, 14; 10, 72, 76 und Urteil vom 65 Septem—

ber 1961 — 11 BV 320/58 — in NJW 1961 5° 1943‚1944)° Gegen den

Ausgang8punkt dieser Auffassung, daß "Gesetz" im Sinne des

% 77 SGG nicht_nur geschriebenes Recht — womöglich Gesetz im
förmlichen binn —, sondern auch andere Rechtsnormen sein kön—

nen, dürftenbbegründete 5edenkén nicht bestehen° Doch ist

uierbei zu beachten
— und mahnt zur Vorsicht beim Rückgriff

auf “anerkannte Grundsätze“ des allgemeinen Verwaltungsrechts —‚
daß ungeschriebenes Recht in Gestalt allgemeiner Grundsätze

nur subsidiär Platz greifen kann‚ wenn feststeht‚ daß das ge-

setzte Recht keine Regelung enthälto

..1o-
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...]o-

Demnach‘ist.eine Berufung auf allgemeine Grundsätze des

Verwaltungsrechts dann ausge80hlossen‚ wenn das fragliche
‘Rechtsgebiet die Rücknahme fehlerhafter Verwaltungsakte

des erkennenden Senats der Fall im Recht der Rentenversi—

cherung(nee 11, 226, aaaf) undder Altershilfe für Land—
-wirte (BSG 14, 10, 13 ff);

1

Eine derartige, in sich abgeschlossene Regelung — die bei
der Rentenversicherung aus den @@1300, 1744 EVO zu dem Um—

kehrschluß zwingt, daß fehlerhafte Verwaltungsakte nur in

den in den genannten Vorschriften behandelten Fällen zurück—

genommen werden können — besteht in der Frage_der Rücknehm—

barkeit fehlerhafter Bescheide einer Krankenkasse über die

gefreiung von der Versicherungspflicht nicht° Insbesondere

greift hier 5 1744 EVO nicht Platz; denn diese Vorschrift

'gilt nur für die Leigtynggbescheide der Versicherungsträger
(vglo die Kennzeichnung des Oberabschnitts A des sechsten

“Buches der EVO, zu dem @ 1744 EVO gehört: ”Feststellung der
Leistungen")° Andererseits kann der in 9 173 Abs„ 3 EVO

vorgesehene Fall des Widerrufs des Befreiungsbescheides

— wegen
Veränderung der Verhältnisse — nicht die einzige‘

Möglichkeit seiner Aufhebung durch die Verwaltung seine Es

wäre naeh allgemeinen Recht3grundsätzen nicht vertretbar

anzunehmeng daß z.B° der "erschlichene" Befreiungsbescheid

nicht zurückgenommen werden könnte°

‚Die hiernach vom positiven Recht nicht geregelte Frage„ un»
lter.welchen Voraussetzungen von vornherein fehlerhafte Bee

_freiungsbescheide im Recht der Krankenversicherung zurückge—

nommen werden können, läßt sich nicht durch einen einfachen

Rückgriff auf einen — in der Rechtsprechung des Bundesver—

wältungsgerichts (s.o„) und im dchrifttum (vgl° Haueisen

.in DVBl 1957 8° 506, EUR 1958 8° 421‚_NJW 1958 S„ 642 und

_ ." ‚„

‚_ 11 _
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1661,9D0K 1959 So 385, NJW 1960 S„ 63, DVBl 1960 8° 550 und

S„ 913 ff; Menger in VerwArch 1958 S. 81, 273; 1959 8° 86;
'1960 S° 155, 273) angenommenen — allgemeinen Grundsatz des

Verwaltungsrechts beantworten, daß bei fehlerhaften Verwal—

tungsakten zwischen dem öffentlichen Interesse an der Besei—

tigung des fehlerhaften Bescheides und dem privaten Interesse

des Begünstigten an der Aufrechterhaltung des eescheides ab—

zuwägen sei° Hierbei soll ergänzend die Vermutung Platz grei—

fen, daß die Rücknehmbarkeit des fehlerhaften begünstigenden.

Verwaltungsakts jedenfalls mit Nirkung für die Zukunft die

Regel sei (so neuerlich eVerwG in DVBl 1961 S, 380, 581 f)„

Ob ein solcher Grundsatz mit der hieran geknüpften Vermutung"

der ■ücknehmbarkeit des■khlerhaften begünstigenden Verwaltungs—

akts verbindliche Norm ist, unterliegt schon im allgemeinen

Verwaltum.‚srecht erheblichen Zweifeln. So lassen z„b„ Wolff.
‘(Verwaltungsrecht, 5, Aufl„ S. 277 f) und Erning (DVBI 1959‘

e„ 795 und 3181 1960 s„ 188) die Rücknahmefehlerhafter be—
günstigender Vérwaltungsakte nur als Ausnahme gelten° Vor

allem aber haftet den Begriffen des “öffentlichen Inter—

esses" und des "privaten Interesses" eine solche Unbe3timmt—

heit an, daß die Abwägung mit der Fragestellung, was nun
überwiege, in eine Fallrechtsprechung mündet, die sich jeder
Voraussicht entzieht° Es erscheint bedenklich, in dem öffent—

lichen — im wesentlichen ideellen — Interesse der Verwaltung

an der Aufrechterhaltung der materiellen Rechtsordnung‘ und
dem meist wirtschaftlichen Interesse des bggünstigtenß■taats—
bürgers an der Aufrechterhaltung des fehlerhaften Verwaltungs—

aktes vergleichbare Größen zu sehen, die ein "Abwägen" — auf

gleicher Ebene - gestatten„ Indessén kann die Frage auf sich

beruhen, ob im allgemeinen Verwaltungsrecht eine solche Regel

— oder gar eine solche Norm — des Abwägens mit der Wirkung

besteht, daß fehlerhafte begünstigende Verwaltungsakte für
die Zukunft grunusätzlich zurückgenommen werden können° Zwar

...12-
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lkönnte sich im vorliegenden Streitfall der Rückgriff auf

einen solchen Grundsatz — anders als bei den schon erwähn—

ten Rechthebieten des Leistungsrcchts der RentenverGiche—

_
rung und der Altershilfe fur Landwirte — nicht deshalb er—

: übrigen, weil das besondere nechtsgebiet eine erschöpfende
' Regelung der Rücknahme fehlerhafter Verwaltungsakte ent—

’ halt; denn die Frage der Rücknahme eines fehlerhaften Be—

‘freiungsbescheides in der Krankenversicherung ist, wie be—

reits dargclegtg im Gesetz nicht abschließend geregelt° Je—

noch würde die Heranziehung des Abwägungsgrundsatzes jeden—

k‘falls dadurch ausgeschlossen sein, daß die gesetzliche Rege—
‘lung im Bereich der Krankenversicherung erkennen läßt? wel—

che Art von Fehlern beim Erlaß rechtswidriger Befreiungsbe—

scheide in der Krankenversicherung ihre Rücknahme nicht

„
gestatteno Für das ;gigjyngsrecht hat nämlich der Geset2ge—

'Ü ber selbst die ihm grundsätzlich vorbehaltene Aufgabe einer

Wertentscheidung zwischen Rechtssicherheit und "Gesetzmäßig—

keit" des Handelns der Verwaltung in dem Sinne erfüllt9 daß

nur besonders schwere Mangel (vgl° @ 1744 RVG) die Rücknahme

zdes begünstigenden Leistungsbescheides gestatten° Der bloße
;-Verstoß gegen zwingendes materielles Recht berechtigt dage—

gen nicht zur nücknahme des Leistungsbescheides, obwohl in

‚diesem Fall die Aufrechterhaltung des falschen Leistungsbe—

scheides nur um den Preis einer zweckwidrigen Verwendung der

von den Versichertehiund Arbeitgebern aufgebrachten Mittel

"möglich ist„

Ist aber nach dem Recht der Krankenversicherung das erheb—.
' liche öffentliche Interesse an der Beseitigung eines fal—

schen Leistungsbescheides nicht stark genug? um die Rücknah—

me dieses Verwaltungsakts zu rechtfertigen9 so muß dies um

so mehr von dem Bescheid der Krankenkasse gelten, der zu Un—

(recht die Befreiung von der Versicherung8pflicht ausge3pro—
_‘jchen hat‚ Hier ist das öffentliche Inten5se an der Aufhebung;

_. ‚\

[i]"?
‚ , _. ; —‘13.-
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idee unrichtigen Verwaltungsakts wesentlich geringer als in dem

des fehlerhaften Leistungsbescheids° Da — infolge der Erteilung

des Befreiungsbeschcides — ein Versicherungsverhältnis nicht

besteht, ist die Verwaltung von jeder Belastung frei° Ein be—

sonderes — über das ideelle Interesse an einer dem Gesetz ent—

sprechenden Ordnung hinausgehendes — öffentliches Interesse ist

nur insofern gegeben9 als eine von der Versicherungspflicht zu

Unrecht befreite Person sich nicht an der Solidarhaft der Ver—.

sicherten bei Aufbringung der Lasten der Versichertengemein—

5ui&ft beteiligt und nicht des Schutzes teilhaftig wird, der

ihr von Gesetzes wegen zugedacht ist° Andererseits ist das Be—

uürfnis nach sicherheit des einzelnen an de; Aufrecht€rhaltung

des einmal erteilten Befreiungsbescheides besonders groß„ Da—

bei muß im vorliegenden Streitfall auch die "Transmissionswir—

kung" der befreiung von der Versicherungspflicht in der Kranken—

versicherung berücksichtigt werden‚ die nach dem hier maßgebli—

chen Recht (vglo @ 1226 Nr„ 1 BVG aF, @ 69 Nr° 1 AVAVG aF) auch
Befreiung von der Versicherungspflicht in der Rentenversiche—

rung und in der Arbeitblosenversicherung zur Folge hatte° Hatte

sich der Berechtigte zur Stellung des Antrags auf Befreiung von

der Versicherungspflicht entschlossen — was in seinem Belieben

stand —9 so war zu vermuten, daß dieser Entschluß überlegt war

und seinen Intereesen entsprach° Vor allem fällt ins Gewicht‚

daß sich der von der Versicherungspflicht Freigestellte hier-

auf eingerichtet hat, indem er z.B° private Versicherungen ab—

-geschlossen oder anderweit geplante Vorsorge getroffen hate Des—

halb kann das Vertrauen des einzelnen auf die nechtsbeständig—

keit behördlicher Entscheidungen in diesem Falle jedenfalls nicht

schwächer als im Falle des unrichtigen Leistungebeseheides ge—
sehützt_sein° Wie immer daher auch die Rücknehmbarkeit unrichti—

ger Befreiungsbeschside bei schwersten Mängeln — insbesondere

im Falle ihrer "Erschleichung" — zu
beurteilen sein mag, so kann

jedenfalls ein Befreiungsbescheid nicht allein schon deshalb
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zurückgenomuen werden, weil die Verwaltung ihrem ucscheiä

eine falsche hechtsansicht zugrunde gelegt hatte und nun—
mehr eine andere nechtsauffassung vertreten Wille

'Demnach durfte die beklagte Krankenkasse den beireiungebe—

sehéid nicht zurücknehmen° Die Revisionen sind begründete

Unter Aufhebung des angefochtenen Urteils war daher das

Urteil des SG wiederherzustellen°

Die Kostenentsoheidungberuht auf 9 193Abs„ 1 SGG°
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